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Zur Lage

Hamburg hat Optimismus und Tatkraft zurückgewonnen. Mit 
neuem Mut und notwendiger Gemeinsamkeit geht Hamburg 
wieder nach vorn.

Gewiß: Hinter uns liegen schwierige Jahre. Und die kommenden 
werden nicht leichter. Hamburg wurde - und wird - von dem 
verschärften Strukturwandel der Produktionsbedingungen in 
Industrie und Dienstleistung ebenso betroffen wie vom Wandel 
der Weltwirtschaft. Hohe Arbeitslosigkeit und soziale Härten 
werden auch bei uns noch auf absehbare Zeit zur Wirklichkeit 
gehören.

Aber wir haben in den vergangenen Jahren wichtige Schritte 
getan, um eine Antwort auf die Probleme der Stadt zu finden: 
Wir haben die Anziehungskraft des Wirtschaftsstandorts Ham­
burg verstärkt und zugleich neue Wege in der Umwelt- und 
Arbeitsmarktpolitik aufgezeigt. Dem wirtschaftlichen Funda­
ment haben wir neue Tragkraft gegeben. Unsere Stadt ist 
schöner und lebenswerter denn je. Die Hamburgerinnen und 
Hamburger wissen das - und mit ihnen die wachsende Zahl der 
Gäste, die unsere Stadt besuchen.

Wir Sozialdemokraten bitten um das Vertrauen der Hamburge­
rinnen und Hamburger, um auf diesem Weg in der nächsten 
Legislaturperiode weiter voranschreiten zu können.
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Zur Lage

Die Wende-Folgen

Allerdings wird unsere Arbeit durch gefährliche bundespoliti­
sche Tendenzen beeinträchtigt:

- Trotz einer weltweiten konjunkturellen Aufwärtsbewegung 
besteht die Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik unverän­
dert fort;

- nach dem Regierungswechsel in Bonn wurde die Wirtschafts­
und Sozialpolitik auf einen konservativen Kurs gebracht, der 
Arbeitnehmer, aber auch sozial Schwache immer deutlicher 
benachteiligt;

- die Kampfrechte der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in 
der sozialen Auseinandersetzung wurden eingeschränkt;

- perfektionistische Sicherheitsgesetze und geistige Intole­
ranz gefährden die Liberalität in unserem Lande;

- die reale Lage der Frauen hat sich wieder verschlechtert;

- in der Außenpolitik wurde die Rolle der Bundesrepublik als 
eigenständige Kraft, die sich selbstbewußt in einer aktiven 
Friedens- und Entspannungspolitik engagiert, aufgegeben.

Probleme

In Norddeutschland und in Hamburg sind die wirtschaftlichen 
Bedingungen seit 1982 schwieriger geworden. Das Süd-Nord- 
Gefälle der wirtschaftlichen Entwicklung wurde steiler. Ham­
burgs Arbeitnehmer, besonders in der Privatwirtschaft, haben 
die Auswirkungen von Betriebsschließungen und struktureller 
Arbeitsplatzvernichtung besonders hart zu spüren bekommen. 
Hamburgs Arbeitslosigkeit ist überproportional gestiegen. 
Zugleich wuchs die Anziehungskraft unserer Stadt auf das 
Umland und damit die Zahl der Einpendler, die in Hamburg 
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Zur Lage

arbeiten oder ausgebildet werden. Die noch immer ungewöhn­
lich starke Wirtschafts- und Finanzkraft Hamburgs - und auf die 
dahinter stehende Leistung können wir alle stolz sein - wird 
durch eine ungerechte Verteilung der Steuern zwischen den 
Bundesländern unerträglich belastet: Auch 1985 mußte Ham­
burg über 700 Millionen DM Lohnsteuer für Einpendler und 
zusätzlich über 400 Millionen DM Finanzausgleich an andere 
Bundesländer abführen. Kein anderes Bundesland muß auch 
nur annähernd ähnliche Lasten für andere tragen.

Wir Hamburger Sozialdemokraten halten nichts von einem 
Schwarzen-Peter-Spiel der Verantwortlichen auf Bundes- und 
Landesebene. Aber jeder muß wissen, daß die großen Probleme 
unserer Zeit nur gelöst werden können, wenn sich die Verant­
wortlichen auf allen Ebenen um sachgerechte Lösungen bemü­
hen. Auch bei unterschiedlichen politischen Auffassungen. Des­
halb formulieren wir hier unsere Ziele für Hamburg und unsere 
Forderungen an Bonn. Deshalb ist es wichtig, daß Sozialdemo­
kraten in Hamburg und Bonn Verantwortung tragen.
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1
Arbeitslosigkeit 
bekämpfen

1. Massenarbeitslosigkeit bekämpfen
Als die CDU/CSU 1982 die Regierung übernahm, versprach sie 
einen erheblichen Abbau der Arbeitslosigkeit innerhalb weniger 
Jahre. Die Regierung Kohl konnte ihr Versprechen nicht halten. 
Und das, obwohl sie Rückenwind durch wachsende internatio­
nale Geldwertstabilität und wirtschaftliches Wachstum hatte. 
Die Erfahrungen dieser Jahre haben bewiesen, daß weder Wett­
bewerbsfähigkeit noch Wachstum ausreichen, um allen Arbeit 
zu geben. Und was soll erst werden, wenn die Konjunktur erneut 
abflaut?

Eine durchschnittliche Arbeitslosigkeit von 9 Prozent im Bund 
verschleiert heute zudem das zunehmende Gefälle der Beschäf­
tigung zwischen den Regionen der Republik. Nahezu vollbe­
schäftigten Gebieten stehen Problemzonen gegenüber, in 
denen die Arbeitslosigkeit inzwischen beständig Größenordnun­
gen wie in den 30er Jahren der Weltwirtschaftskrise aufweist.

Wir Hamburger Sozialdemokraten wissen, daß unsere Stadt 
schon aufgrund ihrer tiefen Verflechtung mit der Weltwirtschaft 
auf Dauer nur durch uneingeschränkte Wettbewerbsfähigkeit 
bestehen kann. Dies gilt insbesondere für private Betriebe. Aber 
auch Verwaltungen und Versorgungseinrichtungen der Stadt 
müssen kostengünstig und effektiv arbeiten.

Zugleich wissen wir: Wettbewerbsfähigkeit allein ist nicht die 
Antwort auf alle Fragen, auch nicht auf die große Herausforde­
rung Arbeitslosigkeit.

Wer heute zur Sicherung des Rechtes auf Arbeit allein auf 
Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
vertraut, muß sich vorwerfen lassen, die Massenarbeitslosigkeit 
zu dulden.
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1
Arbeitslosigkeit
bekämpfen

Handeln
Deswegen fordern wir von der Bundesregierung, endlich aktiv zu 
handeln. Die Voraussetzungen für eine Stärkung der binnenwirt­
schaftlichen Konjunktur sind gegeben. Die Notwendigkeit ver­
stärkten binnenwirtschaftlichen Handelns ergibt sich auch aus 
der befürchteten Abflachung der amerikanischen Konjunktur 
und damit der Weltwirtschaft.

Das SPD-Programm „Arbeit und Umwelt“ liegt auf dem Tisch. Es 
ist finanzierbar: Mit ihm könnten neue Arbeitsplätze in Berei­
chen hohen gesellschaftlichen Bedarfs geschaffen werden. 
Öffentliche, solide finanzierte Investitionsprogramme zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Verbesserung der Lebens­
qualität, die gemeinsam von Bund, Ländern und Gemeinden 
getragen werden, können - nach dem Vorbild des Zukunftsinve­
stitionsprogrammes der sozialliberalen Bundesregierung von 
1977 - einen wichtigen Beitrag leisten, um die Beschäftigung 
zu erhöhen. Hier wissen wir uns mit dem Deutschen Gewerk­
schaftsbund einig. Daneben fordern wir von den Tarifparteien 
konkrete Schritte zu einer gerechteren Verteilung der Arbeit 
durch weitere Arbeitszeitverkürzungen sowie von der Bundesre­
gierung eine aktive Arbeitsmarktpolitik.

Arbeit beschaffen

Die Hamburger SPD wird deswegen dazu beitragen, daß im 
Bundestagswahlkampf 1987 unser Ziel weiter konkretisiert 
wird, einen größeren Teil der Milliardenbeträge, die heute für 
die Finanzierung der Arbeitslosigkeit ausgegeben werden müs­
sen, für zusätzliche Beschäftigung zu verwenden. Es kann nicht 
richtig sein, daß unsere Gesellschaft zwar in der Lage ist, 
komplizierteste technische Probleme zu lösen, es aber nicht 
schafft, die relativ einfache Umverteilung eines Teils der riesi­
gen, heute für Arbeitslosigkeit und Sozialhilfe ausgegebenen 
Finanzmittel für sinnvolle Beschäftigung zu nutzen und damit 
zugleich zur Lösung dringender gesellschaftlicher Aufgaben 
beizutragen.
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1
Arbeitslosigkeit 
bekämpfen

Bundesweite Beschäftigungspolitik ist eine Voraussetzung auch 
für mehr Arbeitsplätze in Hamburg. Denn Senat und Bürger­
schaft können auf den Hamburger Arbeitsmarkt nur sehr 
begrenzt einwirken. Allein die Tatsache, daß jeder fünfte Ham­
burger Arbeitnehmer heute aus dem Umland kommt, macht 
deutlich, daß zusätzliche, auf Mehrbeschäftigung gerichtete 
Programme nicht in Hamburg allein durchgeführt werden kön­
nen, sondern bundesweit organisiert werden müssen.

Die Tatsache, daß die Bundesregierung ihrer arbeitsmarktpoliti­
schen Verantwortung nicht gerecht wird und die Handlungsmög­
lichkeiten Hamburgs sehr beschränkt sind, befreit uns 
allerdings nicht von der Pflicht, in der Stadt Wege zu finden, die 
mehr Arbeitsplätze schaffen.

Der Weg

Die Arbeitnehmer in der Hansestadt haben Anspruch auf eine 
offensive und vorbeugende Beschäftigungs- und Strukturpolitik. 
Dafür müssen Hamburgs Sozialdemokraten gemeinsam mit 
allen Bürgern Zeichen setzen. Die Beschäftigungspolitik in 
schwedischen Regionen bietet dafür hervorragende Modelle. 
Sie beweisen, daß durch konzeptionelles Vorgehen auf der 
Grundlage einer strukturpolitischen Vorschau auch landespoliti­
sche Initiativen möglich sind. Dazu gehören

- ein gesellschafts- und wirtschaftspolitisch sinnvoller Ausbau 
des Programms „Zweiter Arbeitsmarkt“;

- die Verknüpfung der Umweltpolitik mit der Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik (Bündelung der vordringlichen Maßnah­
men im Umweltschutz zu einem aufgaben- und beschäfti­
gungsorientierten Sachprogramm);

- ein verstärkter und vorbildlicher Einsatz der Hamburger 
öffentlichen Unternehmen.
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Arbeitslosigkeit
bekämpfen

Hamburg muß derartige konstruktive Schritte zur Einschränkung 
negativer Folgen des raschen Strukturwandels aufzeigen und 
mutig angehen. Ziel sozialdemokratischer Politik ist es, die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
so zu gestalten, daß jeder Bürger die Möglichkeit hat, sinnvolle 
Arbeit unter menschenwürdigen Verhältnissen zu verrichten.

Hamburgs Initiative
Hamburg hat mit seinem Programm „Zweiter Arbeitsmarkt“ die 
Richtung gewiesen: Anstatt Menschen, die Arbeit suchen, mit 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe dafür zu 
bezahlen, daß sie nicht arbeiten dürfen, haben wir damit begon­
nen, die Ausgaben für qualifizierende und gesellschaftlich nütz­
liche Arbeit zum Tariflohn einzusetzen. So hat Hamburg für 
5 000 Menschen neue Beschäftigung geschaffen. Und wir wol­
len die Voraussetzungen dafür schaffen, daß in der nächsten 
Legislaturperiode die Zahl dieser Arbeitsplätze mindestens ver­
doppelt wird. Darüber hinaus hat Hamburg durch Arbeitszeitver­
kürzungen und zusätzliche Teilzeitarbeit mehr Beschäftigungs­
möglichkeiten geschaffen. Auch diesen Weg werden wir ener­
gisch weitergehen.

Diese nächsten Schritte sind allerdings nur möglich, wenn die 
Bundespolitik auf diesem Gebiet grundsätzlich geändert wird. 
Angesichts der wachsenden Probleme der Langzeitarbeitslosig­
keit wollen wir Hamburger Sozialdemokraten durch Initiativen 
im Bundesrat die Rahmenbedingungen für eine derartige aktive 
Arbeitsmarktpolitik schaffen:

- Jeder Arbeitslose, dessen Bezug von Arbeitslosengeld 
endet, muß einen Anspruch auf eine überbrückende Arbeits­
beschaffungsmaßnahme bekommen;

- junge Menschen, die nach Abschluß ihrer Ausbildung keine 
Anstellung finden, müssen unmittelbar Anspruch auf eine 
überbrückende Arbeitsbeschaffungsmaßnahme bekommen;

9



1
Arbeitslosigkeit 
bekämpfen

- Frauen, die aufgrund häuslicher Bindungen nicht berufstätig 
waren und in das Erwerbsleben zurückkehren wollen, müs­
sen die Zugangsberechtigung zu allen Maßnahmen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz erhalten;

- allen Arbeitslosen muß die Möglichkeit zur Erhaltung und 
zum Ausbau ihrer beruflichen Qualifikation eröffnet werden;

- das bedeutet, daß stufenweise die Mittel der Bundesanstalt 
für Arbeit mindestens zu zwei Drittel für Arbeitsplätze und 
Qualifizierung verwendet werden;

- ein wichtiges und erfolgversprechendes Mittel zur Überwin­
dung der Massenarbeitslosigkeit bleibt die Arbeitszeitver­
kürzung. Das Beispiel der Einführung der 38,5-Stunden- 
Woche beweist: auch Arbeitszeitverkürzung sichert und 
schafft Arbeitsplätze. Wir werden uns auch in Zukunft für 
eine weitere Verkürzung der Wochenarbeitszeit bei vollem 
Lohnausgleich einsetzen. Dies umzusetzen bleibt originäre 
Aufgabe der Tarifpartner.
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2. Der Standort Hamburg
muß noch wettbewerbsfähiger werden

Die Hamburger Sozialdemokraten haben eine Politik für den 
„Standort Hamburg“ entwickelt, um das wirtschaftliche Funda­
ment unserer Stadt zu stärken, zu erneuern und zu erweitern.

Das bedeutet in erster Linie die Stärkung der Wettbewerbsfähig­
keit durch Verbesserung der allgemeinen wirtschaftlichen und 
wissenschaftlich-technischen Rahmenbedingungen für die 
Hamburger Wirtschaft. Es bedeutet aber auch, im Wettbewerb 
um Ansiedlungen, neue Technologien und innovative Fertigun­
gen mitzuhalten.

Um dies zu erreichen, müssen die Rahmenbedingungen für die 
heute in Hamburg ansässigen Unternehmen sowie in Hamburg 
anzusiedelnde Betriebe so gestaltet werden, daß der Wirt­
schaftsstandort Hamburg in seiner Attraktivität und Konkur­
renzfähigkeit weiter gestärkt wird.

Kreativität

Um die Wirtschaftsstruktur unserer Stadt zu verbessern, bedarf 
es nicht nur politischer Entscheidungen, sondern auch einer 
dienstleistungsorientierten, kreativen und flexiblen Wirtschafts­
verwaltung. Die neu gegründete Wirtschaftsförderungsgesell­
schaft leistet bereits wichtige Beiträge dazu. Diese Arbeit soll 
durch die Schaffung einer Ideenbörse, bei der die Bevölkerung 
Vorschläge für neue Produkte, neue Arbeitsfelder, aber auch für 
die Steigerung der Effizienz der öffentlichen Verwaltung 
machen kann, ergänzt werden. Die Verwaltung wird durch 
besondere Schulungsmaßnahmen auf Bezirks- und Senats­
ebene verstärkt darauf eingestellt werden. Die Einrichtung der 
Wirtschaftsbeauftragten in den Bezirken hat sich grundsätzlich 
bewährt. Die Wirksamkeit dieser Dienststellen soll jedoch per­
sonell und funktionell innerhalb der Bezirksämter und durch 
bessere Anbindung an die Fachbehörden verstärkt werden.
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Beratung

Wir werden das strukturpolitische Gremium, bestehend aus 
Vertretern der zuständigen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinsti­
tutionen sowie der öffentlichen Hand, fortentwickeln. Im übri­
gen werden wir die Beratung von Betriebsräten und Gewerk­
schaften im Bereich technischer Entwicklungen und neuer Tech­
nologien, wie sie bereits durch das Technologieberatungszen­
trum der Gewerkschaften geschieht, weiter ausbauen.

Förderung

Durch überholte Wirtschaftsförderungsprogramme des Bundes 
für bereits gut ausgestattete Umlandgemeinden wird Hamburg 
heute oft ein volkswirtschaftlich überflüssiger „Bürgermeister­
wettbewerb“ aufgezwungen. Hier muß der Bund die Gesetze den 
heutigen Bedingungen anpassen. Denn derartige Fehlleitungen 
von Fördermitteln schaukeln die Subventionsforderungen nur in 
die Höhe, erwecken bei allen nichtbeteiligten Unternehmen 
Begehrlichkeiten und schaden der Finanzlage unserer Stadt.

Unsere Standortpolitik und unsere verantwortlich abgewoge­
nen, notwendigen Förderungsentscheidungen setzen daher 
gezielt an den Rahmenbedingungen Hamburgs und an den 
erkannten Defiziten unserer Wirtschaftsstruktur an, um effizient 
und nachhaltig für Verbesserungen zu sorgen. Leistungsfähige 
Unternehmen in Industrie, Handel und Handwerk sowie eine 
qualifizierte, selbstbewußte Arbeitnehmerschaft sind dafür glei­
chermaßen vonnöten. Die sozialen Errungenschaften unserer 
Stadt und ihrer Arbeitnehmer dürfen dabei nicht auf der Strecke 
bleiben. Deshalb ist die Entscheidung über den Einsatz öffentli­
cher Mittel daran zu messen, ob das geförderte Unternehmen 
die Sicherung und Neuschaffung von Arbeits- und Ausbildungs­
plätzen, die technologische Entwicklung der Stadt, der Steuern, 
ökologische Gesichtspunkte und den Ausbau von Arbeitnehmer­
schutz- und Mitbestimmungsrechten angemessen berücksich­
tigt. Bei der Formulierung und Kontrolle von beschäftigungs-
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wirksamen Auflagen sind die betroffenen Betriebsräte einzube­
ziehen.

Unsere Standortpolitik berücksichtigt auch den Aufbau und Aus­
bau alternativer Betriebsformen, die an genossenschaftlichen 
Traditionen anknüpfen. Schöpferische Kräfte sichern auch hier 
Arbeitsplätze. Die Vergabe der hierfür vorgegebenen Mittel ist 
flexibel zu gestalten; Bürgschaftsmittel sind vorzusehen.

Industrie

Der weltwirtschaftliche Strukturwandel hat in Hamburg zu einem 
überdurchschnittlich hohen Abbau von industriellen Arbeitsplät­
zen geführt. Betroffen davon sind Wirtschaftszweige, die für die 
Stadt traditionell von großer Bedeutung sind, wie z. B. der 
Schiffbau, die Mineralölverarbeitung und die Bauwirtschaft. 
Diesen und anderen Branchen, die einen besonders starken 
Arbeitsplatzabbau hinnehmen mußten, müssen neue Zukunfts­
chancen erschlossen werden. Gefordert sind dabei zunächst die 
Unternehmen selbst, aber auch die Bundesregierung, die aus 
volkswirtschaftlichen Gründen Bedingungen zur Erhaltung die­
ser Industrien setzen muß. Wo Hamburg eigene Möglichkeiten 
hat, die Umstrukturierung traditioneller Industrien in neue, 
zukunftsträchtige Bedarfsfelder zu unterstützen, wird es diese 
ausnutzen. Wichtig ist dabei z. B. die wachsende Nachfrage 
nach emissionsarmer Produktions- und Energietechnik, nach 
fortschrittlichen Reinigungsverfahren und umweltfreundlichen 
Produkten. Wir werden das Hamburger „Umweltpolitische 
Aktionsprogramm“ daher auch unter dem Gesichtspunktweiter­
verfolgen, wie bei seiner Umsetzung strukturpolitische Wirkun­
gen für die Hamburger Industrie erreicht werden können.

Ebenso wichtig ist es, die Industriezweige zu pflegen und zu 
stärken, die langfristig gute Wachstumschancen bieten. Neue 
Unternehmen und neue Arbeitsplätze werden immer häufiger 
auf der Grundlage wissenschaftlich-technischer Entwicklungen 
und den hiermit verbundenen Dienstleistungen entstehen. Das 
zeigt sich auch im breiten Bereich des Handwerks. Ansiedlungs-
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bemühungen müssen sich daher diesen Bereichen besonders 
zuwenden.

Hamburg bemüht sich deshalb intensiv, den Ausbau solcher 
Industriezweige zu fördern, die Güter modernster Technologie 
produzieren oder anwenden. Dazu gehört auch die am Standort 
Hamburg bereits starke Mikroelektronik, die Datenverarbeitung 
und Kommunikationstechnologien ebenso wie beispielsweise 
neue Werkstoffe, Automatisierungstechnologie oder Meeres­
technik und -forschung. Besondere Anstrengungen richtet der 
Senat auf den Ausbau der molekularbiologischen Forschung an 
den Hamburger Hochschulen und der Biotechnologie unter 
staatlicher Sicherheitskontrolle und Auflagen, um kritisch die 
Folgen zu bedenken. Wir werden zugleich auf Bundesebene auf 
die Lösung der ungeklärten juristischen und ethischen Pro­
bleme dieser neuen Technologien hinwirken und so auch den 
notwendigen Raum öffentlicher Kontrolle bestimmen. Der Ver­
besserung der Wirtschaftsstruktur unserer Stadt dient ferner die 
gezielte Förderung von technologieorientierten Unternehmens­
gründungen. Mit der verstärkten Förderung der Produktion von 
Umweltschutzgütern vor allem in kleinen und mittleren Hambur­
ger Unternehmen werden die Chancen auf diesem wachsenden 
Markt zur Sicherung von Arbeitsplätzen wahrgenommen.

In Hamburg sind heute etwa 13 000 Personen in der Luftfahrtin­
dustrie beschäftigt. Dazu gehören ein wesentlicher Teil der 
Airbus-Produktion und eine bedeutende Luftwerft. Pflege und 
Förderung der Luftfahrtindustrie haben deshalb für Hamburg 
Vorrang.
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Medienwirtschaft

Die Arbeitsplätze in der Medienwirtschaft sind für Hamburg von 
besonderer Bedeutung. Hamburg muß alles tun, um auch in 
Zukunft als Zentrum der gedruckten Medien, des Films und des 
Fernsehens an der Spitze zu bleiben und die Arbeitsplätze in 
diesem Bereich zu sichern.

Information und Kommunikation werden zu einem immer wichti­
geren Produktionsfaktor nicht nur der Medienwirtschaft, son­
dern auch in Industrie, Handwerk, Dienstleistungen, Verkehr 
und Handel. Wir werden im Rahmen der Standortpolitik den 
Ausbau Hamburgs zu einem Telekommunikationszentrum fort­
setzen.

Es ist also auch aus diesem Grunde wichtig, daß in Hamburg die 
wissenschaftlich-technischen Bereiche der Kommunikations­
wirtschaft stärker entwickelt werden. Hierzu gehören die Berei­
che der Kommunikationstechnik, der Mikroelektronik, der tech­
nischen Verwaltung und der Wiedergabe von Informationen.

Um die Medienwirtschaft zu stärken, wird Hamburg auch

- neue Wege in der Ausbildung für den Medien- und Kommuni­
kationsbereich gehen;

- neue Unternehmen aus diesem Bereich gezielt in die Stadt 
holen;

- die Filmförderung verstärken;

- den NDR (gemeinsam mit den anderen norddeutschen Bun­
desländern) in seiner Wettbewerbsfähigkeit stärken;

- gemeinsam mit der Bundespost die technisch notwendigen 
und gesellschaftlich vertretbaren Infrastrukturmaßnahmen 
ergreifen.

Hamburg kann - und wird - das Medienzentrum der Bundesre­
publik bleiben.

15



2
Standort
Hamburg

Hafen

Hafen und Handel bleiben wichtiger Motor der Hamburger Wirt­
schaftsentwicklung. Der Hamburger Hafen hat in den vergange­
nen Jahren seine Wettbewerbsfähigkeit unter schwierigen 
Bedingungen behauptet. Die gute und schnelle Arbeit der dort 
Beschäftigten bietet Grund zur Zuversicht auch für die Zukunft. 
Voraussetzung dafür ist aber eine dauernde Verbesserung der 
Qualifikation der Arbeitnehmer. Wir werden deshalb die Fortbil­
dung zum Hafenfacharbeiter weiterhin unterstützen. Die techni­
sche Entwicklung ist zwar weit fortgeschritten, doch wird sich 
der technische Wandel noch stärker vollziehen. Dabei werden 
wir darauf achten, daß die Arbeitsplatzgestaltung menschenge­
recht erfolgt. Die HHLA muß als hafenpolitisches öffentliches 
Unternehmen auf eine gesunde Grundlage gestellt und erhalten 
werden. Angesichts der schwierigen Wettbewerbslage muß 
allerdings weiterhin auf günstige Kosten geachtet werden. Dazu 
gehören auch wettbewerbsfähige Hinterlandtarife. Hier ist jetzt 
die Bundesregierung aufgefordert, die gesetzlichen Bestim­
mungen, durch die Hamburg und Bremen benachteiligt werden, 
endlich zu beseitigen. Dabei muß das Ziel weiter verfolgt wer­
den, beim Gütertransport über lange Strecken oder von gefährli­
chen Stoffen der Bahn den Vorrang vor dem Straßenverkehr 
einzuräumen.

Die Sicherung der Funktionsfähigkeit des Hafens, die Sicherung 
der Gesundheit der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz im Hafen und 
die Strukturpolitik für den Hafen werden wir in enger Abstim­
mung mit den im Hafen tätigen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
und deren Vertretungen in dem bestehenden gemeinsamen 
Verwaltungsrat Hafen Hamburg festlegen.

Wir werden die Entwicklung des Hafens zu einem europäischen 
Umschlags-, Verarbeitungs- und Dienstleistungszentrum fort­
setzen. Dazu gehört auch der verstärkte Ausbau von leistungs­
fähigen Außenhandelszentren. Entsprechende wassernahe Flä­
chen sollen auch für diese neuen Funktionen zur Verfügung 
gestellt werden. Die Erhaltung unseres Freihafens ist für alle 
diese Zwecke eine unabdingbare Voraussetzung.
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Der Bedarf an Hafenflächen für die nächsten Jahrzehnte wird 
sich nicht mehr so entwickeln, wie noch Anfang der 80er Jahre 
vorausgesagt wurde. Ein Ausbau der Infrastruktur für weitere 
Hafenbetriebe soll nur so vorgenommen werden, daß keine 
überflüssigen Kapazitäten geschaffen werden. Der Hafen muß 
als eine Einheit betrachtet werden. Deshalb werden wir die 
Hafenentwicklung den realistischen Bedarfen anpassen. Den 
betroffenen Bürgern Moorburgs und Francops können wir des­
wegen im Rahmen langfristiger Flächenvorsorge für die abseh­
bare Zukunft klare Perspektiven für ihre Ortsteile bieten.

Ein besonders schwieriges Problem bleibt die Aufrechterhaltung 
der notwendigen Wassertiefen im Hafen. In der nächsten Legis­
laturperiode müssen endlich zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR sowie der CSSR Vereinbarungen zur Reinhaltung der 
Elbe zustande kommen. Ohne solche Schritte wird das Problem 
des Baggergutes in Hamburg auf Dauer nicht lösbar sein.

Wir werden zugleich neue Wege prüfen, um die oberhalb Ham­
burgs eingeleiteten Schadstoffe nicht im Hamburger Hafen wie 
in einer Kläranlage aufzufangen. Hamburg kann eine solche 
Belastung ohne Hilfen nicht verkraften.

Daneben werden wir weiterhin darauf achten, daß die mit dem 
Betrieb des Hafens verbundenen Umweltbelastungen vermin­
dert werden. Die an der Elbe ansässige Industrie muß modern­
ste betriebliche Abwasserreinigungstechniken einsetzen. Für 
die Abfallentsorgung der Schiffe (einschließlich Altöl, Chemika­
lien usw.) müssen leistungsfähige Entsorgungsanlagen einge­
richtet werden.
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Handel

Die Stärke unserer Stadt in ihren internationalen Verbindungen 
des Außenhandels werden wir weiter fördern. Die Ansiedlung 
weiterer Außenhandelszentren, die Entwicklung der Messe und 
des Kongreßwesens werden auch gestärkt durch die wissen­
schaftlichen Einrichtungen, die Informationen über die Entwick­
lung der Handelspartner vermitteln und in ihren Sprachen aus­
bilden. Die verstärkte Förderung dieser Einrichtungen ist des­
halb eine sinnvolle Investition in die Zukunft unserer Stadt. Das 
gilt auch für die Ländervereine, die einen wichtigen Beitrag für 
die Entwicklung der außenwirtschaftlichen Beziehungen leisten.

Eine besondere Sorge bereitet uns die Entwicklung im Einzel­
handel, insbesondere die Konzentration des Umsatzes auf 
wenige große Unternehmen und die Entwicklung sogenannter 
„grauer Märkte“. Hierunter leidet die Versorgung der Bevölke­
rung mit den Gütern des täglichen Bedarfs. Es kommt darauf an, 
Wettbewerbsnachteile für kleinere und mittlere Einzelhandels­
geschäfte zu vermeiden, ihre Ertragskraft zu stärken und ihnen 
den Anpassungsprozeß an die veränderte Einkaufsgewohnheit 
zu erleichtern. Wir werden dies insbesondere bei der Stadtpla- 
nungs- und Ansiedlungspolitik berücksichtigen. Die Entstehung 
„grauer Märkte“ ist zu verhindern.
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Öffentliche Unternehmen

Hamburg verfügt mit seinen öffentlichen Unternehmen über ein 
differenziertes Instrumentarium zur Umsetzung seiner Politik - 
von der Wohnungswirtschaft bis zur Energiepolitik. Sie bündeln 
eine beachtliche Wirtschaftskraft und sichern eine hohe Zahl 
von qualifizierten Arbeitsplätzen in sozialer Verantwortung. 
Hamburgs öffentliche Unternehmen sollen

- die Humanisierung der Arbeitsplätze weiter voranbringen; 
dazu werden die Unternehmen eng mit dem neuen Zentrum 
zur Humanisierung des Arbeitslebens Zusammenarbeiten;

- neue Technologien und elektronische Datenverarbeitung 
einsetzen und sozial verträglich gestalten;

- aus arbeitsmarktpolitischen Gründen der Arbeitszeitverkür­
zung Priorität einräumen und die Unternehmen für Ausbil­
dungsprogramme und den Ausbau des Zweiten Arbeitsmark­
tes einsetzen; dabei sind Mädchen und Frauen besonders zu 
berücksichtigen;

- den Mehrarbeitsumfang konsequent einschränken und 
Regelungen einführen, damit Überstunden zwingend durch 
Freizeit ausgeglichen werden;

- den notwendigen Umstrukturierungsprozeß in der Hamburger 
Industrie unterstützen und Arbeitsplätze durch Erschließung 
neuer Marktchancen, z. B. im Umweltschutz sicherstellen; 
hierzu kommt auch die Initiierung einer Hamburger Gesell­
schaft für Energie- und Umwelttechnik in Betracht, wie sie 
von der IG-Metall vorgeschlagen worden ist;

- die Investitionen regionalwirtschaftlich ausrichten.
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Verkehr

Wichtige Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entwick­
lung unserer Stadt werden durch die Verkehrspolitik gesetzt. Wir 
werden daher in den kommenden Jahren

- den Ausbau durch Modernisierung des Flughafens auf dem 
bestehenden Gelände konsequent vorantreiben und seine 
verkehrsmäßige Anbindung unter anderem durch die 
geplante Umgehung Fuhlsbüttel und einen Ausbau des 
öffentlichen Nahverkehrs verbessern; dabei werden wir 
zugleich den Lärmschutz für die betroffenen Stadtteile ver­
stärken und neue technische Entwicklungen, die den Flug­
lärm und die Luftverschmutzung auf dem Boden wie in der 
Luft verringern, ständig auf ihre Anwendbarkeit für den Flug­
hafen Fuhlsbüttel überprüfen und im Sinne einer Bekämp­
fung der Umweltbelastung bereits an der Quelle einsetzen;

- die Realisierung der vierten Elbtunnelröhre nachdrücklich 
betreiben; dabei werden wir den Lärmschutz an der Auto­
bahn in den angrenzenden Stadtteilen verstärken und prü­
fen, inwieweit eine Filterung der Tunnelabluft möglich und 
realisierbar ist;

- auf den zügigen Bau der geplanten neuen Güterbahnverbin­
dung zum Hafengebiet hinwirken; dabei werden wir den 
betroffenen Stadtteilen mit Lärmschutzmaßnahmen helfen;

- sicherstellen, daß die Bundesbahnverbindungen noch weiter 
verbessert werden und Hamburg in das neue Verkehrssystem 
der ICE-Hochgeschwindigkeitszüge voll einbezogen wird.

Nur durch exzellente Verkehrsverbindungen und den Ausbau der 
Telekommunikation können die Nachteile der geografischen 
Lage Hamburgs ausgeglichen werden.
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